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(Antragsteller, Anschrift, Telefon)




Bezirksamt Spandau von Berlin 
Fachbereich Sport
z. Hd. Frau Manthei

13578 Berlin



Zuwendungsantrag


1. [bookmark: Text2]ICH/WIR BEANTRAGE/N DIE GEWÄHRUNG EINER ZUWENDUNG FÜR DAS JAHR     

[bookmark: Text3]Antragssumme in EURO			     

[bookmark: Text4]Zuwendungszweck / Projektbezeichnung	     

[bookmark: Text5]Projektzeitraum (von - bis)			     

[bookmark: Text6]Antragsteller					     

[bookmark: Text7]Rechtsform					     
(z.B. Verein, gGmbH)

[bookmark: Text8]Projektanschrift				     
(wenn abweichend vom Antragsteller)

Registrierungsnummer 
[bookmark: Text9]Transparenzdatenbank 			     
(s. Punkt 9 - Ergänzung)

[bookmark: Text10]Ansprechpartner				     
	
[bookmark: Text11]Anschrift					     
[bookmark: Text14]						     

[bookmark: Text12]Telefon/Fax					     

[bookmark: Text13]E-Mail-Adresse					     

2. FÜR DEN GLEICHEN ZWECK WURDEN/WERDEN BEI FOLGENDEN ÖFFENTLICHEN UND NICHTÖFFENTLICHEN STELLEN MITTEL BEANTRAGT

[bookmark: Text15]Stelle (Name, Anschrift, usw.)		     
[bookmark: Text16]Höhe der Mittel				     


3. ANGABEN ÜBER DIE MITTELVERWALTUNG

Ich/Wir arbeite/n mit folgender Buchführung	☐ Kaufmännische Buchführung
☐ Einfache Einnahme- u. Ausgabebuchführung etc.
[bookmark: Text17]☐ Sonstige :      

Die Buchhaltung und Kasse werden geführt durch	☐ Hauptamtliche Personen
☐ Ehrenamtliche Personen

Das Jahresergebnis wird geprüft durch		☐ Eigene Revisoren 
☐ Fremde Revisoren
☐ Sonstige (z.B. Steuerberater oder -prüfer)
[bookmark: Text18]							☐      

4. RECHTSGESCHÄFTLICHE VERTRETUNGSBEFUGNIS

[bookmark: Text19]Die Rechtsgeschäftliche Vertretungsbefugnis ist gemäß §       der Satzung derart geregelt, dass sie

☐ vom Vorstand gemeinschaftlich 
☐ von jedem Vorstandsmitglied allein
☐ vom Vorsitzenden und einem weiteren Vorstandsmitglied
☐ von zwei Vorstandsmitgliedern gemeinsam
[bookmark: Text20]☐      
ausgeübt wird.

Vorstandsmitglieder:
[bookmark: Text21]siehe letzten Vereinsregisterauszug vom		     

[bookmark: Text22]☐ Durch Vollmacht wurde eine besondere Vertretung gemäß §       der Satzung (§ 30 BGB) bestellt:
							
[bookmark: Text23]     
(Name und Funktion)

5. FREISTELLUNG VON DER KÖRPERSCHAFTSSTEUER

☐ Ja		☐ Nein

(Letzter) Freistellungsbescheid zur Körperschafts-/Gewerbesteuer liegt vor: 

[bookmark: Text24]vom      
[bookmark: Text25]für die Kalenderjahre      

6. SONSTIGE ANGABEN

☐ Ja		☐ Nein	Berechtigung zum Vorsteuerabzug gemäß § 15 des Umsatzsteuergesetzes
☐ Ja		☐ Nein	Berechtigung zum Vorsteuerabzug gemäß § 15 des Umsatzsteuergesetzes
für dieses Projekt (die sich ergebenen Vorteile sind ggf. im Finanzierungsplan auszuweisen)
☐ Ja		☐ Nein	Sonstigen Anspruch auf Erstattung der Umsatzsteuer
☐ Ja		☐ Nein	Anspruch auf Gewährung einer Investitionszulage

7. MINDESTLOHN

Bei einer Bewilligung hat der/die Zuwendungsempfänger/in allen im Inland beschäftigten Arbeitnehmer/innen gemäß § 7 in Verbindung mit § 9 Landesmindestlohngesetz - ungeachtet des Umstandes, ob sie konkret in einem geförderten Projekt oder einer institutionell geförderten Einrichtung tätig sind oder nicht - mindestens den Mindestlohn nach Maßgabe des Landesmindestlohngesetztes in der jeweils geltenden Fassung zu zahlen, solange und soweit vom Land Berlin Zuwendungen erhalten werden. Insbesondere ist der Einblick in die Entgeltabrechnungen zu ermöglichen und zu unterstützen.

☐ Ich/Wir verpflichte/n mich/uns zur Zahlung des jeweils aktuell maßgeblichen Mindestlohnes.

8. FÖRDERUNG DER BESCHÄFTIGUNG VON FRAUEN UND DER VEREINBARKEIT VON BERUF UND FAMILIE

Die Verordnung über die Berücksichtigung der aktiven Förderung der Beschäftigung von Frauen und der Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist - bei Gewährung freiwilliger Leistungen aus Landesmitteln (Leistungsgewährungsverordnung LGV) - ab einer Zuwendungssumme von 25.000,00 € und einer Beschäftigung von mehr als 10 Arbeitnehmer/innen verpflichtend.

☐ Verpflichtungserklärung gemäß § 3, Abs. 1 der LGV liegt bei.

☐ Trifft nicht zu

9. TRANSPARENZERKLÄRUNG

☐ Ich/Wir erkläre/n meine/unsere Einwilligung dazu, dass die Angaben gemäß Nr. 1.5.1 AV zu
§ 44 LHO (Name und Postanschrift des Zuwendungsempfängers, Art, Höhe und Zweck der Zuwendung) im Zusammenhang mit der von uns beantragten Zuwendung im Falle einer Bewilligung auf der Internetseite der zuständigen Senatsverwaltung veröffentlicht werden.

Ergänzung: Senatsbeschluss 3633/2011 vom 28.04.2011
Ab dem Bewilligungsjahr 2013 ist es für die/den Antragsteller/in (juristische Person) Pflicht, im Antrag eine Identifikationsnummer -ID- anzugeben, die vor Beantragung für den neuen Förderzeitraum von der Senatsverwaltung für Finanzen vergeben wird.

Startseite für die Registrierung: 
https://transparenzdatenbank.berlin.de/oberflaeche/index.cfm?dateiname=start.cfm&anwender_id=5

Hinweis:	Ohne die Angabe der Registrierungsnummer kann eine Bewilligung nicht erfolgen.

10. ANGABEN ÜBER EINZUREICHENDE ANTRAGSUNTERLAGEN

Folgende antragsrelevante Unterlagen sind dem Antrag beigefügt:

Pflichtanlagen
☐ ausführliche Konzeptbeschreibung (Zielbeschreibung für Erfolgskontrolle, s. Anlage 1) 
☐ Finanzierungsplan (s. Anlage 2)
[bookmark: Text26]☐      

Weitere Anlagen den Träger und das Projekt betreffend
☐ Honorarverträge
☐ Stellenplan (nur für festangestellte Kräfte) 
☐ Personalbogen (nur für festangestellte Kräfte)
☐ Personalkostenberechnung (nur für festangestellte Kräfte) 
☐ Qualifikationsunterlagen (z.B. staatliche Anerkennung) 
☐ Qualitätsvereinbarung
☐ Sonstiges (z.B. Mietvertrag, Erläuterung zu bestimmten Ausgabepositionen, Kostenangebote)

Einmalig mit diesem Antrag einzureichende Anlagen, sofern zutreffend
☐ Satzung, Statuten etc.
☐ Vereins-/Handelsregisterauszug
☐ Freistellungsbescheid vom Finanzamt
☐ Rechtsgeschäftliche Vertretungsbefugnis bzw. Liste der Zeichnungsberechtigten

11. ICH/WIR BITTE/N DIE ZUWENDUNG AUF FOLGENDES KONTO ZU ÜBERWEISEN

[bookmark: Text27]IBAN (grundsätzlich 22 Stellen)			     

[bookmark: Text28]BIC (grundsätzlich 11 Stellen)			     

[bookmark: Text29]Name der Bank					     

[bookmark: Text30]Ich/Wir unterhalte/n folgende weitere Konten bei (Institut):      

12. ERKLÄRUNGEN

a) Ich/Wir erkläre/n, dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden ist und vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides ohne Zustimmung der Bewilligungsstelle nicht begonnen werden wird.

☐ Ich/Wir bitte/n um Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns.

Mir/Uns ist bewusst, dass eine Auszahlung von Mitteln erst nach Erteilung der Bewilligung möglich ist. Hinweis: Beginnen Sie mit dem Vorhaben nicht, bevor die Förderstelle dem vorzeitigen Maßnahmenbeginn schriftlich zugestimmt hat. Als Vorhabenbeginn ist gemäß Nr. 1.4. AV zu § 4 LHO grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten.

b) Ich/Wir erkläre/n, dass wir die beantragten Mittel im Falle der Bewilligung wirtschaftlich und sparsam sowie ausschließlich entsprechend dem Zuwendungszweck verwenden werden.

c) Ich/Wir erkläre/n, dass keine andere Finanzierung möglich ist (Drittmittel).

d) Ich/Wir versichere/n die Richtigkeit und Vollständigkeit der vorstehenden Angaben einschließlich der Angaben im beigefügten Finanzierungsplan zu Art und Höhe der erwartbaren Einnahmen. Ich/Wir verpflichte/n mich/uns, alle im Antrag gemachten Angaben bei Bedarf zu belegen. Ich/Wir werde/n die Bewilligungsstelle zudem unverzüglich schriftlich unterrichten, wenn sich hinsichtlich von Umständen, zu denen ich/wir Angaben gemacht habe/n, Änderungen ergeben.

e) Mir/Uns ist bekannt, dass aufgrund unrichtiger oder unvollständiger Angaben unberechtigt erhaltene Mittel unverzüglich zurückzuzahlen und ab Empfang mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen sind. Des Weiteren ist mir/uns bekannt, dass die Nichteinhaltung der Zweckbindungsfrist zur Rückforderung der Mittel führen kann.

f) Ich/Wir versichere/n, dass mir/uns die in Nr. 3.4.1 bis 3.4.3 AV § 44 LHO als subventionserheblich und mit der Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 StGB benannten Tatsachen bekannt sind und zum Zeitpunkt bezogen auf den Zuwendungszweck nicht vorliegen.

g) Ich/Wir erkläre/n mich/uns mit der Verarbeitung und Speicherung meiner/unserer Daten einverstanden. 

[bookmark: Text31][bookmark: Text32][bookmark: Text33]     				     				     
Datum				Unterschrift			Name(n) in Druckbuchstaben 

1
Ausführliche Konzeptbeschreibung	Anlage 1

[bookmark: Text34]Projektbezeichnung:      


Projektbeschreibung

1.  Ausgangslage (Situationsbeschreibung, Defizite, Handlungsbedarf, Bedarfsanalyse)

	[bookmark: Text35]     



2.  Ziele /geplante Ergebnisse (Zielgruppen - Anzahl der Menschen mit Migrationsgeschichte in %, Angaben zur Teilnehmerstruktur -weiblich/männlich/divers - Ziele des Projektes)

	     



3.  Geplante Maßnahmen und Veranstaltungen

	     



4.  Zeitplan (Phasen des Projektes, Meilensteine) 

	     



5.  Kooperationspartner / beteiligte Stellen

	     



6.  Öffentlichkeitsarbeit (welche öffentlichwirksamen Aktivitäten sind geplant?)

	     



7.  Nachhaltigkeit (wie soll das Projekt nachwirken?)

	     




[bookmark: Text36][bookmark: Text37]     		     
Datum 		Unterschrift
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